
Rhein-Kreis Neuss 
  

Neuss/Grevenbroich, 03.07.2015  
 
An die   
Mitglieder des Schulausschusses 
 
nachrichtlich: 
An die  
stv. Mitglieder des Schulausschusses  
und die Kreistagsabgeordneten,  
die nicht dem Schulausschuss angehören 
 
An den Landrat und die Dezernenten 
 

Einladung 
zur 4. Sitzung 

des Schulausschusses 
(XVI. Wahlperiode) 

am Montag, dem 17.08.2015, um 17:00 Uhr 

Joseph-Beuys-Schule, Mehrzweckraum, Jean-Pullen-Weg 1, 41464 Neuss 

TAGESORDNUNG:  
 

Öffentlicher Teil: 
 
 1.   Feststellung der ordnungsgemäß erfolgten Einladung und der 

Beschlussfähigkeit 
 

   
 2.   Vorstellung des Vereins "igll - Initiative gemeinsam leben und 

lernen e. V." 
Vorlage: 40/0741/XVI/2015 

 

   
 3.   Sachstand Inklusion (TOP 6.1 der Schulausschuss-Sitzung 

vom 01.06.2015) 
Vorlage: 40/0740/XVI/2015 

 

   
 4.   Aufgaben und Bezeichnung des Inklusionsbüros (Antrag der 

SPD-Kreistagsfraktion) 
Vorlage: 40/0742/XVI/2015 

 

   
 5.   Gleichstellung inklusiv beschulter Kinder in der offenen 

Ganztagsschule (Antrag der SPD-Kreistagsfraktion) 
Vorlage: 40/0743/XVI/2015 
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 6.   Verwendung der Inklusionspauschale 

Vorlage: 40/0744/XVI/2015 
 

   
 7.   Mitteilungen  
   
 8.   Anfragen  
   

Nichtöffentlicher Teil: 
 
 1.   Mitteilungen  
   
 2.   Anfragen  
   
 
 

 
 
Rainer Schmitz 
Vorsitzender 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  03.07.2015

40 - Amt für Schulen und Kultur 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/0741/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Schulausschuss 17.08.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Vorstellung des Vereins "igll - Initiative gemeinsam leben und lernen e. V." 
 

Sachverhalt: 

Nach § 41 Abs. 5 S. 6 Kreisordnung NRW können Ausschüsse „Vertreter derjenigen 
Bevölkerungsgruppen, die von ihrer Entscheidung vorwiegend betroffen werden und 
Sachverständige zu den Beratungen hinzuziehen“. 

Auf dieser Grundlage hat der Schulausschuss in seiner Sitzung am 01.06.2015 beschlossen, 
dass Vertreter des Vereins „igll – Initiative gemeinsam leben und lernen“ in einer 
Sondersitzung des Schulausschusses Rederecht erhalten sollen (vgl. TOP 3). 

Der Kreisausschuss hat in seiner Sitzung am 17.06.2015 den Beschluss des Schulausschusses 
zum Rederecht der igll-Vertreter bestätigt (s. Anlage III zu TOP 3) 

Die Verwaltung hat den Verein igll auf Vorschlag des Schulausschuss-Vorsitzenden 
eingeladen, sich in der Sitzung vorzustellen. Darüber hinaus empfiehlt die Verwaltung, die 
Vertreter von igll als Betroffene und Sachverständige zu den Beratungen der Top 3 - 6 
hinzuzuziehen. 

 

 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Schulausschuss beschließt, die Vertreter von igll als Betroffene und Sachverständige zu 
den Beratungen der Top 3-6 hinzuzuziehen. 
 
 
 
 

Ö  2
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  03.07.2015

40 - Amt für Schulen und Kultur 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/0740/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Schulausschuss 17.08.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Sachstand Inklusion (TOP 6.1 der Schulausschuss-Sitzung vom 
01.06.2015) 
 

Sachverhalt: 

In der Sitzung des Schulausschusses am 01.06.2015 wurde als TOP 6.1 die als Anlage I 
beigefügte Vorlage beraten. 
 
Die Niederschrift der Sitzung zu TOP 6.1 ist als Anlage II beigefügt. 

 
Die Niederschrift des Schulausschusses wurde am 17.06.2015 im Kreisausschuss beraten. Ein 
Auszug aus der Niederschrift der Sitzung des Kreisausschusses ist als Anlage III beigefügt. 

 
 
 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Schulausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
 
 
Anlage I - Vorlage Schulausschuss 40-0667-XVI-2015 
Anlage II - Niederschrift Schulausschuss 01.06.2015 zu TOP 6.1 
Anlage III - Auszug Niederschrift Kreisausschuss 17.06.2015 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  03.07.2015

40 - Amt für Schulen und Kultur 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/0742/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Schulausschuss 17.08.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Aufgaben und Bezeichnung des Inklusionsbüros (Antrag der SPD-
Kreistagsfraktion) 
 

Sachverhalt: 

1. Antrag der SPD-Kreistagsfraktion 
 
Die SPD-Kreistagsfraktion hat den Ausschussvorsitzenden, Herrn Schmitz, gebeten, den als 
Anlage 1 beigefügten Antrag auf die Tagesordnung der Sondersitzung des 
Schulausschusses am 17.08.2015 zu setzen. 
 
2. Bisheriger Beratungsstand 
 
In der Sitzung des Schulausschusses am 01.06.2015 wurde unter TOP 6.2 die als Anlage 2 
beigefügte Vorlage zur Einrichtung eines Inklusionsbüros beraten. 
 
Die Niederschrift zu diesem Tagesordnungspunkt ist als Anlage 3 beigefügt. 
 
3. Trägerschaft des Inklusionsbüros 
 
Träger des Inklusionsbüros ist das Schulamt für den Rhein-Kreis Neuss als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde. Diese Behörde unterliegt nicht der kommunalen Selbstverwaltung. 
 
Die Trägerschaft des Inklusionsbüros im Schulamt für den Rhein-Kreis Neuss ist dem 
Kreistag auch bereits im Kreisentwicklungskonzept Inklusion vorgestellt worden. In seiner 
Beschlussfassung vom 25. März 2014 hat er hierzu keine Kritik geäußert. 
 
4. Einzelheiten zum Inklusionsbüro 
 
Die Verwaltung verweist hierzu auf die Stellungnahme des Schulamtes für den Rhein-Kreis 
Neuss (Anlage 4). 
 
 

Ö  4
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Beschlussempfehlung: 

Der Schulausschuss begrüßt die Initiative des Schulamtes für den Rhein-Kreis Neuss zur 
Errichtung eines Inklusionsbüros für schulische Angelegenheiten. 
 
 
 
Anlage 1 - Antrag SPD Aufgaben und Bezeichnung Inklusionsbüro 06.2015 
Anlage 2 - Schulausschuss Vorlage 40-0669-XVI-2015 
Anlage 3 - Auszug Niederschrift Schulausschuss vom 01.06.2015 zu TOP 6.2 
Anlage 4 - Stellungnahme Schulamt zum Inklusionsbüro 07.2015 
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Anlage 3 
 
 
Auszug aus der Niederschrift der Sitzung des Schulausschusses am 01.06.2015 
 
 
6.2.  Inklusionsbüro 

Vorlage: 40/0669/XVI/2015 

Protokoll: 

Die Zielvorstellung des Kreisentwicklungskonzepts Inklusion „Ausbau der 
Koordinierungsstelle des Schulamtes für den Rhein-Kreis Neuss“ wurde von Herrn 
Mayer, dem Sprecher der Schulaufsicht, erläutert. Er nannte die personellen, 
räumlichen und finanziellen Voraussetzungen für die baldige Arbeitsaufnahme der 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. 
 
Der Anregung von Frau Kühl und Herrn Schmitz nach Beteiligung weiterer Partner 
wollte Herr Lonnes gerne folgen. Elternvertreter von Schülerinnen und Schülern mit 
Unterstützungsbedarf seien bereits in einem Steuergremium des Inklusionsbüros mit 
einbezogen. Das Büro bleibe eine Einrichtung des Schulamtes für den Rhein-Kreis 
Neuss mit einem schulischen Aufgabenprofil, auch wenn es personell verstärkt und 
inhaltlich breiter aufgestellt werde. Ein Ausbau dieser Einrichtung zu einem 
allgemeinen Inklusionsbüro für den Rhein-Kreis Neuss sei nicht beabsichtigt, da die 
Inklusion in der Kreisverwaltung aufgrund ihrer Bedeutung als Querschnittsaufgabe für 
alle Dezernate und Fachämter und damit für die gesamte Verwaltung zu betrachten 
sei. 
 
 
SchuA/20150601/Ö6.2 
Beschluss: 

Der Schulausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  03.07.2015

40 - Amt für Schulen und Kultur 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/0743/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Schulausschuss 17.08.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Gleichstellung inklusiv beschulter Kinder in der offenen Ganztagsschule 
(Antrag der SPD-Kreistagsfraktion) 
 

Sachverhalt: 

1. Antrag der SPD-Kreistagsfraktion 

Die SPD-Kreistagsfraktion hat den Ausschussvorsitzenden, Herrn Schmitz, gebeten, den als 
Anlage beigefügten Antrag auf die Tagesordnung der Sondersitzung des Schulausschusses 
am 17.08.2015 zu setzen (Anlage 1). 
 
2. Stellungnahme der Verwaltung 
 
Im Rhein-Kreis Neuss sind folgende Förderschulen gebundene Ganztagsschulen gemäß § 9 
Abs. 1 Schulgesetz NRW: 
 
Schule Förderschwerpunkt Träger 
Mosaik-Schule, GV Geistige Entwicklung Rhein-Kreis Neuss 
Sebastianus-Schule, KAA Geistige Entwicklung Rhein-Kreis Neuss 
Schule am Nordpark, NE Geistige Entwicklung Rhein-Kreis Neuss 
Joseph-Beuys-Schule, NE Emotionale und soziale Entwickl. Rhein-Kreis Neuss 
 
Folgende Förderschulen verfügen über ein Angebot als offene Ganztagsschule: 
 
Schule Förderschwerpunkt Träger 
Michael-Ende-Schule, 
NE 

Sprache Rhein-Kreis Neuss 

Martinusschule, KAA Lernen, Emotionale und soziale 
Entwicklung 

Rhein-Kreis Neuss 

Schule am Chorbusch Lernen, Sprache, Emotionale und 
soziale Entwicklung 

Rhein-Kreis Neuss 

Schule am Wildpark Lernen Stadt Neuss 
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Die Entscheidung, ob einer Schülerin oder einem Schüler zusätzlich zum Lehrpersonal in 
gebundenen Ganztagsschulen oder zum Betreuungspersonal an den offenen 
Ganztagsschulen Inklusionshelferinnen und –helfer zugeordnet werden, erfolgt hiervon völlig 
unabhängig 
 
>>      für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe von § 54 Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGB XII 

 
 für Grevenbroich, Dormagen, Kaarst, Meerbusch, Korschenbroich, Jüchen und 

Rommerskirchen durch das Sozialamt des Rhein-Kreises Neuss 
 für die Stadt Neuss auf Grundlage einer Delegationssatzung des Kreistages durch das 

Sozialamt der Stadt Neuss. 
 
>>      für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe von § 35 SGB VIII 
 

 für Neuss durch das Jugendamt der Stadt Neuss 
 für Grevenbroich durch das Jugendamt der Stadt Grevenbroich 
 für Dormagen durch das Jugendamt der Stadt Dormagen 
 für Kaarst durch das Jugendamt der Stadt Kaarst 
 für Meerbusch durch das Jugendamt der Stadt Meerbusch 
 für Korschenbroich, Jüchen und Rommerskirchen durch das Jugendamt des Rhein-

Kreises Neuss. 
 
Die Entscheidung über den Einsatz von Inklusionshelferinnen und –helfern für Schülerinnen 
und Schüler ist, unabhängig davon, ob es sich um eine gebundene oder offene 
Ganztagsschule handelt, ein Geschäft der laufenden Verwaltung (§ 42a Kreisordnung NRW). 
 
Zur Verwaltungspraxis des Jugendamtes des Rhein-Kreises Neuss wird auf die beigefügte 
Stellungnahme verwiesen (Anlage 2). 
 
 
 
Anlage 1 - Antrag SPD Gleichstellung inklusiv beschulter Kinder 06.2015 
Anlage 2 - Stellungnahme Jugendamt RKN 07.2015 
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Anlage 2 
 
Stellungnahme von 51.1 für den Schulausschuss am 17.08.2015 zum 
Antrag der SPD 
 
 
Für die Bewilligung von Integrationsassistenten in der Offenen Ganztagschule richtet sich das 
Jugendamt des Rhein-Kreises Neuss nach folgenden gesetzlichen Vorgaben:  
 
Kinder und Jugendliche, deren seelische Gesundheit länger als 6 Monate von dem für ihr 
Lebensalter typischen Zustand abweicht und als Folge ihre Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft beeinträchtigt ist oder von einer solchen Beeinträchtigung bedroht ist, haben 
nach § 35a SGB VIII Anspruch auf Eingliederungshilfe.  
 
Eine ambulante Form der Eingliederungshilfe ist die Integrationsassistenz.  
 
Sie hat die Aufgabe, gemäß § 92 Absatz 1 Satz 2 SchulG NRW die Teilnahme behinderter 
Kinder und Jugendliche am Unterricht in der allgemeinen Schule, der Förderschule oder der 
Schule für Kranke abzusichern. Dieses ist dann der Fall, wenn eine individuelle Betreuung 
und Begleitung notwenig ist, um die Teilnahme am Unterricht überhaupt erst zu 
ermöglichen.  
 
Gewährt wird die Leistung als Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung gemäß § 54 Absatz 
1 Satz 1 Nr. 1 SGB XII, auf die im § 35a Absatz 3 SGB VIII verwiesen wird. 
 
Für den Nachmittagsbereich wird im Einzelfall individuell durch das Jugendamt geprüft, ob 
der Besuch der OGS für das seelisch behinderte Kind eine erforderliche und geeignete Hilfe 
ist, um seine Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu ermöglichen. Dies ist zum Beispiel der 
Fall, wenn der Besuch der OGS die Kontakte zu den Mitschülern fördert oder es in Angeboten 
der OGS eingebunden ist.  
 
Die Integrationsassistenz wird dann als Leistung zur Teilhabe am gemeinschaftlichen und 
kulturellen Leben gemäß § 35a SGB VIII in Verbindung mit § 55 Absatz 2 Nr. 7 SGB IX durch 
das Jugendamt gewährt. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  03.07.2015

40 - Amt für Schulen und Kultur 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/0744/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Schulausschuss 17.08.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Verwendung der Inklusionspauschale 
 

Sachverhalt: 

Die Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen hatte Herrn Landrat Petrauschke gebeten, in 
der Sitzung des Kreistages am 23.06.2015 eine Anfrage zur Verwendung der 
Inklusionspauschale zu beantworten (Anlage 1). 
 
Die Anfrage wurde in einer Tischvorlage beantwortet, die als Anlage 2 beigefügt ist. 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Schulausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
 
Anlagen: 

Anfrage Bündnis 90-Die Grünen Umsetzung schulische Inklusion 06.2015 
Tischvorlage KT Anfrage Umsetzung schulische Inklusion 06.2015 

Ö  6
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www.gruene-rkn.de 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Petrauschke, 

 

das Land Nordrhein-Westfalen beteiligt sich an den Kosten der Umsetzung der schulischen Inklusion 

u.a. mit jährlichen Mitteln für einen Belastungsausgleich für Sachausgaben (25 Millionen Euro 

landesweit) und einer Investitionspauschale für unterstützendes Personal (10 Millionen).  

 

Vor diesem Hintergrund bitten wir Sie, in der Sitzung des Kreistages am 23. Juni 2015 unserer 

nachstehenden Fragen zu beantworten: 

 

1. Wie hoch sind die dem Rhein-Kreis Neuss hieraus jährlich zufließenden Mittel 

a) als Belastungsausgleich und 

b) als Investitionspauschale? 

2. Wie viel davon wurde bisher jeweils verausgabt und wofür? 

3. Welche Maßnahmen zur zweckentsprechenden Nutzung dieser Mittel sind in diesem Jahr 

geplant, welche im nächsten? 

4. Was passiert mit den zugewiesenen Mitteln, die möglicherweise nicht zur Umsetzung der 

schulischen Inklusion verausgabt werden/wurden? 

 

Wir bedanken uns im Voraus und verbleiben 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Erhard Demmer   gez. Marco Becker 

Fraktionsvorsitzender   Kreistagsabgeordneter 

 

D/ Kreistagsbüro und Fraktionsgeschäftsstellen im Rhein-Kreis Neuss - per Email 

 

Rhein-Kreis Neuss 

Herrn Landrat 

Hans-Jürgen Petrauschke 

 

Fax +49 2181 6012400 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, KTF, SCHULSTR. 1, 41460 NEUSS FRAKTION IM RHEIN-KREIS NEUSS 

 

Erhard Demmer 

Fraktionsvorsitzender 

 

 

Schulstraße 1 

41460 Neuss 

Tel:  +49 (2131) 1666-81 

Fax: +49 (2131) 1666-83 

fraktion@gruene-rkn.de 

 

 

Neuss, 17. Juni 2015 
Marco Becker / Renate Dorner-Müller 

 

Anfrage zur Umsetzung der schulischen Inklusion im Rhein-Kreis Neuss  
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  23.06.2015 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Tischvorlage 
Sitzungsvorlage-Nr. 40/0738/XVI/2015 

 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Kreistag 23.06.2015 öffentlich 

 
Tagesordnungspunkt:   
 

Anfrage der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Umsetzung der 

schulischen Inklusion im Rhein-Kreis Neuss und Antwort der Verwaltung 
 

Sachverhalt: 

Mit Schreiben vom 17. Juni 2015 an Herrn Landrat Petrauschke bat die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen um Beantwortung verschiedener Fragen zum Thema Umsetzung der 
schulischen Inklusion im Rhein-Kreis Neuss (Anlage). 
 
Zu den Fragen nimmt die Verwaltung wie folgt Stellung: 
 
1) Wie hoch sind die dem Rhein-Kreis Neuss hieraus jährlich zufließenden Mittel 
 a) als Belastungsausgleich und 
 b) als Investitionspauschale? 
 
 Die Beantwortung dieser Frage ergibt sich aus der Sitzungsvorlage Nr. 40/0776/XVI/2015 

in der Anlage Nr. 8 Konnexität (Schulausschuss am 01.06.2015): 
 

„Der Landtag von NRW hat nach langer Auseinandersetzung der Landesregierung mit den 
kommunalen Spitzenverbänden ein Gesetz zur Förderung kommunaler Aufwendungen für 
die schulische Inklusion der Leistung eines Kostenausgleiches zugestimmt.  
 
Im Kostenblock I werden die Mehraufwendungen der Schulträger durch zusätzlichen 
Raumbedarf, die Herstellung von Barrierefreiheit, die Schülerbeförderung und die 
Bereitstellung zusätzlicher Lehr- und Lernmittel ausgeglichen. Hieraus hat der Rhein-Kreis 
Neuss für das Haushaltsjahr 2015 einen Betrag von 0,- € erhalten.  
 
Im Kostenblock II werden vom Land die Kosten für die Integrationshilfe, die 
Schulsozialarbeit, die Schulpsychologie und den Ganztag ausgeglichen. Hierfür hat der 
Rhein-Kreis Neuss für das Haushaltsjahr 2015 einen Betrag von 0,- € erhalten. 
 
Schließlich hat der Rhein-Kreis Neuss eine Inklusionspauschale in Höhe von 146.500,- € 
vom Land Nordrhein-Westfalen erhalten, die der Mitfinanzierung der Unterstützung der 
Schulen des Gemeinsamen Lernens durch nicht lehrendes Personal im Dienst der 
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Schulträger dient, soweit diese Kosten nicht der Finanzierung individueller Ansprüche nach 
§ 35 a SGB VIII und § 54 SGB XII dienen.“ 

 
2) Wie viel davon wurde bisher jeweils verausgabt und wofür? 
 
 Bisher wurden noch keine Mittel verausgabt. 
 
3) Welche Maßnahmen zur zweckentsprechenden Nutzung dieser Mittel sind in 

diesem Jahr geplant, welche im nächsten? 
 
 Die Umsetzung der schulischen Inklusion wird von Eltern, Lehrerinnen und Lehrern sowie 

Schulen als überstürzt, ohne Qualitätsstandards und ohne ausreichendes Personal 
beklagt. Die Bedingungen werden als unzulänglich empfunden. Bundesweit fühlen sich 
laut Umfrage des Lehrerverbandes VBE Lehrkräfte schlecht auf die Inklusion vorbereitet.  

 
 Insbesondere wird die vorbereitende Qualifizierung der Lehrkräfte gefordert, die 

Doppelbesetzung in inklusiv unterrichteten Klassen und die Verringerung der 
Klassengrößen, in denen jedes Kind mit sonderpädagogischem Förderbedarf doppelt 
gezählt werden soll. 

 
 Um der berechtigten Kritik zu begegnen und den Schulen ein besseres Bedingungsfeld zu 

verschaffen, erarbeitet der Rhein-Kreis Neuss ein Konzept zum Aufbau eines 
Unterstützungssystems mit nicht lehrendem Personal.  

 
 Ziel ist der Aufbau von Strukturen, die durch einen flexiblen Einsatz von 

Inklusionsassistenten und -innen – anstelle der derzeitigen Einzelfallförderung im Rahmen 
der Sozial- oder Jugendhilfe – ein Bedingungsfeld in den Klassen schaffen sollen, das 
gleiche Chancen für alle Schülerinnen und Schüler mit und ohne Unterstützungsbedarf 
ermöglicht und dauerhaft gewährleistet. 

 
 Dem Rechnung tragend soll modellhaft ein Qualifizierungskonzept für 

Inklusionsassistenten und -innen an Grund- und weiterführenden Schulen im RKN des 
familienforums edith stein und des igll in Form eines Pilotprojektes gefördert werden. 

 
4) Was passiert mit den zugewiesenen Mitteln, die möglicherweise nicht zur 

Umsetzung der schulischen Inklusion verausgabt werden/wurden? 
 
 Aufgrund der Höhe der gewährten Pauschale (146.500,00 €) werden alle Mittel zur 

Umsetzung auch benötigt.  
 
 
 
Anlagen 
Anfrage Bündnis 90/Die Grünen 
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